Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/124 


Große Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Numerus clausus 


War fragen die Bundesregierung: 

1. An welchen Hochschulen, in welchen Disziplinen und seit 
wann ist der Numerus clausus eingeführt? 

2. In welchen Disziplinen und an welchen Hochschulen muß 
mit der Einführung des Numerus clausus in absehbarer 
Zeit gerechnet werden? 

3. In welchem Verhältnis steht die Zahl der Studienbewerber 
zur Zahl der Abgewiesenen an den einzelnen Hochschulen 
und in den einzelnen Disziplinen? 

4. Welche Kriterien wurden bei der Ablehnung von Studien- 
bewerbern bisher zugrunde gelegt? 

5. Gibt es Anzeichen dafür, daß der Numerus clausus an ein- 
zelnen Hochschulen auf Grund falscher Angaben durch 
einzelne Fakultäten eingeführt worden ist? 

6. Was hat die Bundesregierung veranlaßt, um den derzei- 
tigen und den bis 1980 zu erwartenden Studienplatzbedarf 
in den einzelnen Fachrichtungen festzustellen? 

7. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu er- 
greifen, um in Zusammenarbeit mit den einzelnen Ländern 
kurzfristig das notwendige Angebot an Lehrpersonal und 
an Räumen bereitzustellen? 

8. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu er- 
greifen, um den Ländern im Rahmen der Ausweitung des 
Lehrangebotes bei der Planung und Finanzierung eines 
umfassenden Tutorenangebots zu helfen? 

9. Welche weiteren Maßnahmen sieht die Bundesregierung 
zur Vergrößerung der personellen Kapazität insbesondere 
zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses an den 
Hochschulen vor? 
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10. Ist die Bundesregierung bereit, in diesem Zusammenhang 
entsprechende Mittel für ein Promotionsstipendienpro- 
gramm zur Verfügung zu stellen? 

11. Ist die Bundesregierung bereit, zum Abbau des Numerus 
clausus in einem befristeten Zeitraum über ihre Finanz- 
verpflichtungen nach dem Hochschulbauförderungsgesetz 
hinauszugehen, um die Länder kurzfristig zu entlasten? 

12. Welche Steigerungsrate gedenkt die Bundesregierung dar- 
über hinaus den Ausgaben für das Bildungswesen im Rah- 
men der mittelfristigen Finanzplanung im Hinblick auf den 
Abbau des Numerus clausus zuzuerkennen? 

13. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung zur Ent- 
lastung der Hochschulen durch ein Fernstudium im Medien- 
verbund? 

14. Gedenkt die Bundesregierung die bereits auf dem Gebiet 
des Fernstudiums im Medienverbund insbesondere durch 
das Deutsche Institut für Fernstudien in Tübingen gelei- 
stete Vorarbeit zu fördern? 


Bonn, den 2. Dezember 1969 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 


2 



Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drudesache VI/ 124 


Begründung 


Die Bundesregierung hat in ihrer Regierungserklärung vom 
28. Oktober 1969 darauf hingewiesen, daß der Ausbau der 
Hochschulen verstärkt vorangetrieben werden müsse und daß 
zur kurzfristigen Erweiterung der Hochschulkapazitäten ein 
möglichst großer Teil der Mittel für den Hochschulbau sofort 
für solche Bauten bereitgestellt werden solle, die durch eine 
Rationalisierung des Bauverfahrens innerhalb von 12 bis 15 
Monaten schlüsselfertig zur Verfügung stehen können. Wört- 
lich heißt es in der Regierungserklärung sodann: 

„Die Bundesregierung wird prüfen, wie den Ländern bei der 
Überwindung des Numerus clausus in wesentlichen Fach- 
bereichen am besten geholfen werden kann/' 

Nach Ansicht der Fraktion der CDU/CSU handelt es sich bei 
den Zulassungsbeschränkungen an den Hochschulen um eine 
Einschränkung des Artikels 12 Absatz 1 GG, nach dem jeder 
Deutsche das Recht hat, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungs- 
stätte frei zu wählen. Obwohl in der Rechtsprechung teilweise 
die Meinung geäußert wird, der Numerus clausus sei als Not- 
maßnahme vorübergehend zulässig, erwächst der Bundesregie- 
rung nach Auffassung der Fraktion der CDU/CSU die Pflicht, 
den Ländern hier unverzüglich zu helfen, insbesondere nach- 
dem die Länder ihrerseits bereits bisher sehr große Anstren- 
gungen unternommen haben, um den Numerus clausus zu 
mildern. 

Angesichts der Situation an den Hochschulen und den vagen 
Andeutungen in der Regierungserklärung zum Numerus clau- 
sus erwartet die Fraktion der CDU/CSU nunmehr Aufschluß 
von der Bundesregierung, wie sie den Ländern in dieser Not- 
lage kurzfristig und langfristig zu helfen gedenkt. 

Insbesondere erwartet die Fraktion der CDU/CSU Klarheit dar- 
über, wie die Bundesregierung das Instrumentarium des Hoch- 
schulbauförderungsgesetzes (Rahmenplan und Planungsaus- 
schuß) zum Abbau des Numerus clausus zu nutzen gedenkt und 
ob sie eine wissenschaftlich fundierte Prognose des Bedarfs an 
Hochschulabsolventen sowie eine Analyse der subjektiven 
Berufswünsche der jungen Menschen bis zum Jahre 1980 ihrer 
Hochschulplanung zugrunde legen will. 
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